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Erklärung des Rechtsausschusses des Bundes für  
Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde e. V. (BLL)  
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechts  
der Verbraucherinformation

nehmen, über die Daten und Informationen an  
Dritte weitergegeben oder deren Daten gar weltweit 
(und unlöschbar-dauerhaft) im Internet veröffentlicht  
werden. 

2. Jede nationale Bestrebung zur Regelung der Ver-
braucherinformation hat vorrangige europäische  
Normvorgaben zu beachten. Insoweit bestehen bei-
spielsweise begründete Bedenken gegen die in § 6 
Absatz 1 Satz 3 VIG-E vorgesehene antragslose Ver-
öffentlichung von Informationen im Internet. Denn  
in Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind  
für den Lebensmittelbereich die Befugnisse nationa- 
ler Behörden zur Information der Öffentlichkeit unter 
Namensnennung abschließend geregelt und damit 
gleichzeitig beschränkt.

3. Die Preisgabe von Informationen nach dem Verbrau-
cherinformationsgesetz  (VIG) ist, wie bereits betont, 
ein der Rechtfertigung bedürftiger Grundrechtseingriff. 
Da es in diesem Zusammenhang nicht um Fälle der 
Gefahrenabwehr geht (Gefahrenabwehr durch Infor-
mation bildet den Regelungsgegenstand des spezielle-
ren § 40 LFGB), bleibt zu beachten: Auf der Ebene des 
Grundgesetzes steht den Grundrechten der Daten- und 
Informationsinhaber kein verfassungsrechtlich verbürg-
tes Informationsrecht von Verbrauchern oder eine ob-
jektive verfassungsrechtliche Informationspflicht des 
Staates gegenüber. Vielmehr genießen die Grundrechte 
der Daten- und Informationsinhaber verfassungsrecht-
lichen Vorrang. 

Dem Rechtsausschuss des BLL gehören besonders ausgewiesene Lebensmittelrechtler an, die aktiv und prägend die weitere Fortentwicklung des Lebensmittelrechts in der 
Praxis mitgestalten. Als Mitglieder des Rechtsausschusses des BLL tragen diese Erklärung: Dr. Monika Beutgen, Hamburg; Gabriele Beutner, Hamburg; Dr. Thomas Büttner, 
Frankfurt/Main; Dr. Christofer Eggers, Frankfurt/Main; Britta Gallus, Düsseldorf; Dietrich Gorny, Frankfurt/Main; Dr. Markus Grube, Gummersbach; Dr. Stefanie Hartwig, 
Hamburg; Prof. Dr. Moritz Hagenmeyer, Hamburg; Peter Hahn, Berlin; Dr. Carl von Jagow, Hamburg; Rainer Kaase, Hamburg; Dr. J. Wilfried Kügel, Stuttgart; Susanne Lang-
guth, Mannheim; Peter Liesen, Bonn; Margot Mayr, Köln; Andreas Meisterernst, München; Thomas Mettke, München; Prof. Dr. Alfred Hagen Meyer, München; Petra Nüssle, 
Berlin; Dr. Carsten Oelrichs, Hamburg; Prof. Dr. Hans-Jürgen Rabe, Berlin; Dirk Radermacher, Bonn; Dr. Jörg Rieke, Berlin; Dr. Boris Riemer, Lörrach; Dr. Volker Schoene, Köln;  
Dr. Ine-Marie Schulte-Franzheim, Köln; Dr. Markus Weck, Bonn; Dr. Andreas Wehlau, München; Ronald Welge, Frankfurt/Main; Amin Werner, Berlin.

Am 20.07.2011 hat das Bundeskabinett den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der Verbrau-
cherinformation (VIG-E) verabschiedet. Dieser Entwurf 
beansprucht, das Recht der Verbraucherinformation im 
Lebensmittelbereich zu „optimieren“ und „bürger-
freundlicher“ zu machen; einige Zielvorgaben der ge-
planten Novelle wurden im sog. Aktionsplan, unter 
dem Eindruck des Dioxingeschehens, ausformuliert. 

Der Rechtsausschuss des BLL hält es für geboten, den 
vorliegenden Entwurf auch aus juristischer Perspektive 
zu bewerten. Nach Auffassung des Rechtsausschusses 
sind gegen einige der beabsichtigten Änderungen 
rechtsgrundsätzliche Einwände zu erheben. Der Rechts-
ausschuss schließt sich im Hinblick auf den Vorentwurf 
der rechtlichen Bewertung von Becker, ZLR 2011, S. 391 
ff., an und betont, dass auch der derzeit beratene Ent-
wurf in bedenklicher Weise die garantierten Rechte  
des von einer Informationseröffnung Betroffenen  
verkürzt und im Übrigen mit höher- und vorrangigem 
Unions- und Verfassungsrecht kollidiert. 

Im Hinblick auf das anstehende parlamentarische  
Verfahren gibt der Rechtsausschuss insbesondere  
zu bedenken:

1. Staatliche Verbraucherinformation ist nicht nur  
ein hoheitlicher Eingriff in gegebene Marktstrukturen,  
sondern insbesondere auch ein weitreichender Eingriff 
in die auf europäischer und nationaler Ebene garan-
tierten Grundrechte derjenigen Personen und Unter-
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Vor diesem Hintergrund
a)	ist die geplante Ausweitung des Anwendungsbe-

reichs in § 1 VIG-E auf den „Schutz der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher vor gesundheitsschädlichen 
oder sonst unsicheren Erzeugnissen […]  sowie vor 
der Täuschung beim Verkehr mit Erzeugnissen“ als 
sehr bedenklich zu bewerten. Durch diese system-
widrige „Anreicherung“ des Gesetzeszwecks auf  
Aspekte der Gefahrenabwehr droht die vorrangige 
grundgesetzliche Wertung in der praktischen Ge-
setzesanwendung unterlaufen zu werden. 

b)	begegnet weiterhin der weitgefasste Auslösetatbe-
stand des § 2 Abs. 1 Nr. 1 VIG-E erheblichen Beden-
ken. Wegen der u. U. gravierenden und nicht mehr 
rückholbaren Folgen einer Informationseröffnung  
z. B. durch mediale Verbreitung muss einer Verbrau-
cherinformation eine fachbehördliche, juristisch-qua-
lifizierte Bewertung vorausgehen (s. a. VGH Baden-
Württemberg, Urteil vom 13.09.2010, Az. 10 S 
2/10).

c)	begegnet auch die in § 3 Nr. 1 lit. b VIG-E  vorge-
sehene generalklauselartige Formulierung „oder das 
öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt“ 
durchgreifenden Bedenken. Rechtssystematisch stim-
mig sieht z. B. das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 
im Hinblick auf Verfahren, deren Durchführung nicht 
zuletzt auch im öffentlichen Interesse liegt, einen 
grundsätzlichen Nachrang des Informationsinteres-
ses gegenüber beispielsweise Ordnungswidrigkeiten- 
oder Strafverfahren vor (s. § 3 IFG). Diese Überein-
stimmung mit den Regeln der Strafprozessordnung 
(StPO), die nur unter sehr eingeschränkten Voraus-
setzungen eine Information von Nicht-Verfahrensbe-
teiligten zulassen (s. § 475 StPO), ist nicht zuletzt 
den verbindlichen Vorgaben der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (s. Art. 6 Abs. 2 EMRK)  
geschuldet. 

d)	ist insbesondere auch die angestrebte Einschrän-
kung des Schutzes von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen nach Maßgabe von  § 3 S. 3-5 VIG-E  
als rechtsbedenklich anzusehen. Dies gilt umso 
mehr, als die insoweit angestrebten Änderungen 
einen pauschalen Vorrang der Verbraucherinforma

tion ohne Berücksichtigung des jeweiligen Einzel-
falls vorsehen. Angesichts der weitreichenden Fol-
gen, die eine Auskunftserteilung oder Informations-
veröffentlichung insbesondere im Bereich der Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse für den von der 
Informationseröffnung Betroffenen haben kann,  
ist dies rechtlich nicht zu vertreten. 

e)	ist schließlich auch die in § 6 Abs. 3 VIG-E vorgese-
hene gesetzliche Freistellung der Behörden von der 
Pflicht, die sachliche Richtigkeit der veröffentlichten 
Informationen zu überprüfen, als mit höherrangigem 
Recht unvereinbar anzusehen. Die Regelung steht 
nicht im Einklang mit der vom Bundesverfassungs-
gericht hervorgehobenen besonderen Bedeutung der 
sachlichen Richtigkeit veröffentlichter Informationen 
für die Rechtmäßigkeit behördlicher Informationstä-
tigkeit (s. BVerfGE 105, 252 (272)). Hiervon darf 
nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts in 
besonderen Situationen und mit einem „Bemühen 
um die nach den Umständen erreichbare Verlässlich-
keit“ (a.a.O.) abgewichen werden – diese Vorgaben 
missachtet die vorgesehene Regelung.

4. Da es sich bei der behördlichen Informationseröff-
nung um einen Eingriff in die Grundrechte des Daten-
inhabers handelt, ist jede Verkürzung des Grundrechts-
schutzes durch Organisation und Verfahren besonders 
rechtskritisch. Der Gesetzgeber hat vielmehr dafür Sor-
ge zu tragen, dass die berechtigten Interessen der 
Grundrechtsberechtigten durch geeignete Organisa
tions- und Verfahrensgestaltung gewahrt bleiben. 

Daher begegnet die vorgesehene Absenkung des 
Rechtsschutzniveaus unterhalb des im Verwaltungsver-
fahrensgesetz vorgesehenen Standards durch die Mög-
lichkeit, von der Gewährung rechtlichen Gehörs gemäß 
§ 5 Abs. 1 S. 2 lit. a und b VIG-E abzusehen, durch-
greifenden Bedenken. Zudem widerspricht § 5 Abs. 4  
S. 1 VIG-E dem Regelungsmodell des § 80 VwGO, wo-
nach Widerspruch und Anfechtungsklage grundsätzlich 
aufschiebende Wirkung haben – keiner der rechtlich 
anerkennenswerten Gründe zur Durchbrechung dieses 
Grundsatzes ist im Anwendungsbereich des VIG gege-
ben. Insoweit bestehen erhebliche verfassungsrechtli-
che Bedenken hinsichtlich der gebotenen Gewährleis
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tung effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) 
sowie hinsichtlich des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20 
Abs. 3 GG).

5. Vergleichbare Einwände sind gegen die im Zusam-
menhang des Änderungsvorhabens gleichzeitig vor
gesehene Beschränkung der Abwägungsklausel des  
§ 40 Abs. 1 S. 3 LFGB und die geplante Einführung 
von § 40 Abs. 1 a LFGB zu erheben. 

Im Widerspruch zu verbindlichen europäischen Rege-
lungsvorgaben soll eine behördliche Information ent-
sprechend § 40 Abs. 1 a LFGB auch im Fall des Ver
stoßes gegen Täuschungsvorschriften im Lebensmit
telbereich möglich sein. Das widerspricht dem Norm-
programm von Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 
178/2002, der eine Gefahrenabwehr durch Informa
tion nur  in Fällen eines Risikos für die Gesundheit, 
nicht aber in Fällen des Verstoßes gegen Täuschungs-
vorschriften  vorsieht. 

Beide Änderungsvorhaben sind zudem mit fundamen-
talen rechtsstaatlichen Prinzipien – insbesondere dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der Unschulds-
vermutung – nicht zu vereinbaren. Der vom Gesetzge-
ber für § 40 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 LFGB vorgesehene 
prinzipielle Ausfall behördlichen Ermessens in jedem 
Einzelfall stellt einen unangemessenen Eingriff in die 
Rechte des Betroffenen dar. Gleiches gilt für den ge-
planten § 40 Abs. 1 lit. a LFGB, der eine pauschale, 
nicht an Risiken oder Gefahren orientierte Veröffentli-
chungsverpflichtung ohne Berücksichtigung der Um-
stände des Einzelfalls bzw. ohne Rücksicht auf die ga-
rantierten Rechte des von einem Sanktionsverfahren 
Betroffenen vorsieht.  

Der Rechtsausschuss des BLL hält es für erforderlich, 
dass das Recht der Verbraucherinformation einen 
rechtssicheren und konsistenten, rechtssystematisch 
insbesondere mit § 40 LFGB und Art. 10 der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 harmonierenden, Regelungs-
rahmen erhält. Daher hegt der Rechtsausschuss die 
Erwartung, dass den dargestellten fundamentalen 
rechtlichen Mängeln des Entwurfs im weiteren Ver- 
lauf des parlamentarischen Verfahrens Rechnung  
getragen wird.  

� Berlin, im Oktober 2011

Prof. Dr. Matthias Horst
Hauptgeschäftsführer
Bund für Lebensmittelrecht und  
Lebensmittelkunde e. V. (BLL)

Joachim Bergmann
Vorsitzender
Rechtsausschuss Bund für Lebensmittelrecht  
und Lebensmittelkunde e. V. (BLL)



§§§§§§
Spitzenverband der 
Lebensmittelwirtschaft

Bund für Lebensmittelrecht und
Lebensmittelkunde e. V. (BLL)

Postfach 06 02 50
10052 Berlin
Claire-Waldoff-Str. 7
10117 Berlin

Tel. +49 30 206143-0
Fax +49 30 206143-190
bll@bll.de

Büro Brüssel
43, Avenue des Arts
1040 Brüssel, Belgien

Tel. +32 2 50 810-23
Fax +32 2 50 810-25www.bll.de


